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Bebauungsplan Nr. 123 „Werl-Süd II“ der Wallfahrtsstadt Werl 

Zusammenfassende Erklärung gem. § 10a Abs. 1 BauGB 

 

 

1. Ziele und Inhalte des Bebauungsplanes Nr. 123 „Werl-Süd II“ 

Ziel des Bebauungsplanes Nr. 123 „Werl-Süd II“ ist die Entwicklung eines Wohn-

gebietes, das hauptsächlich durch Ein- und Zweifamilienhausbebauung geprägt ist. 

Auf einer ca. 3 ha großen Fläche soll Planungsrecht für ca. 30 Wohnbaugrundstü-

cke geschaffen werden, um den Anfragen Bauwilliger Rechnung zu tragen. Das 

Plangebiet liegt im südlichen Stadtgebiet.  

 

2. Berücksichtigung der Umweltbelange 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist gemäß § 2 (4) BauGB für die Belange des 

Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a BauGB eine Umweltprüfung 

durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen er-

mittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Das Ergeb-

nis der Umweltprüfung wurde in einem Umweltbericht dokumentiert. Entsprechend 

§ 2a BauGB ist der Umweltbericht ein gesonderter Teil der Begründung zum Be-

bauungsplan und unterliegt damit den gleichen Verfahrensschritten (u.a. Öffent-

lichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange). 

 

Innerhalb des Umweltberichtes werden die Auswirkungen auf die Schutzgüter 

gem. Anlage 1 BauGB beschrieben und bewertet. Als Grundlage für die Bewertung 

der Schutzgüter wurde der aktuelle Umweltzustand der vorhandenen Biotope als 

Ausgangszustand angenommen.  

 

Die Flächen im Bereich des Plangebietes werden momentan überwiegend intensiv 

landwirtschaftlich bewirtschaftet. Im Osten verläuft eine Gehölzstruktur, die als 

Geschützter Landschaftsbestandteil ausgewiesen ist. Im Zuge der Bebauung wer-

den vor allem die landwirtschaftlich genutzten Flächen beansprucht und in eine 

andere Nutzung überführt werden. Die Gehölze können zum größten Teil erhalten 

werden. Als Zielbiotoptypen ergeben sich im Bereich der Wohnbauflächen vor al-

lem versiegelte Flächen (Gebäude, Verkehrswege) sowie Haus- und Nutzgärten. 

Im Bebauungsplan werden Öffentliche Grünflächen sowie Gehölzpflanzungen (Ein-

zelbäume, Ergänzung der Gehölzstruktur im Osten) festgesetzt. 

 

Im Zuge der Planumsetzung ergibt sich unter Berücksichtigung der geplanten Maß-

nahmen zur Eingriffsminimierung innerhalb des Plangebietes sowie zur externen 

Eingriffskompensation (Umwandlung Fichtenwald in Streuobstwiese) ein Defizit 

von 12.188 Biotoppunkten. Dieses Defizit soll durch den Ankauf von Ökopunkten 

aus dem Ökokonto der Stadt Werl (Ausgleichsflächenpool Werler Stadtwald) aus-

geglichen werden. 

 

Im Laufe des Bebauungsplanverfahrens wurden neben dem Umweltbericht zusätz-

lich folgende Untersuchungen durchgeführt, die in der Abwägung berücksichtigt 

wurden: Schalltechnische Untersuchung, Artenschutzrechtliche Vorprüfung, Ver-

kehrsuntersuchung.  
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3. Zeitlicher Ablauf der Beteiligungen 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB  

fand statt in der Zeit vom   02.05.2017 

bis zum     02.06.2017 

 

Parallel dazu wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher  

Belange unterrichtet und zur Äußerung aufgefordert. 

 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB  

fand statt in der Zeit vom  26.08.2019 

bis zum     27.09.2019 

 

Parallel dazu wurden die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öf-

fentlicher Belange eingeholt 

 

Zudem fand eine Bürgerinformationsveranstaltung  

statt am     09.09.2019 

 

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 4a Abs. 3 BauGB  

fand statt in der Zeit vom  10.07.2020 

bis zum     12.08.2020 

 

Parallel dazu wurden die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öf-

fentlicher Belange gem. § 4a Abs. 3 BauGB erneut eingeholt. 

 

Der Rat der Wallfahrtsstadt Werl hat in seiner Sitzung am 01.12.2022 die Abwä-

gung über alle im Verfahren eingegangenen Stellungnahmen und den Bebauungs-

plan gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen. Der Beschluss gem. § 10 BauGB 

ist am 28.04.2023 ortsüblich bekannt gemacht worden (Amtsblatt Nr. 03/2023). 

Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 3 BauGB in 

Kraft getreten.  

 

4. Ergebnisse der Abwägung aus den Beteiligungen der Öffentlichkeit 

sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Die zu den Umweltbelangen im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-

gung eingegangenen Anregungen und Hinweise wurden in Form einer Abwägung 

behandelt. Die Art und Weise, wie die Anregungen und Hinweise im Bebauungsplan 

berücksichtigt wurden, sind im Detail in den Beschlussempfehlungen zu den jewei-

ligen Verfahrensschritten gemäß § 3 und § 4 BauGB sowie § 4a BauGB dokumen-

tiert und zu entnehmen. Die konkreten Anregungen und Hinweise der Öffentlich-

keit und Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zu den verschiedenen 

Umweltbelangen sind im Rahmen der Abwägungen ausführlich erörtert und be-

handelt worden.  

 

Allen Belangen des Umwelt- und Naturschutzes sowie der übrigen Belange, die bei 

der Aufstellung der Bauleitpläne zu berücksichtigen sind, wurde Rechnung getra-

gen. Auf die vorgebrachten Bedenken wurde eingegangen oder sie lassen sich auf 
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den nachfolgenden Planungsebenen lösen. Die Bedenken konnten zerstreut oder 

durch Festsetzungen und/oder ergänzende Hinweise berücksichtigt werden.  

 

Die wesentlichen Anregungen, Bedenken und Hinweise aus den einzelnen Beteili-

gungen können wie folgt zusammengefasst werden: 

 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

Während der frühzeitigen Beteiligung sind keine Stellungnahmen aus der Öffent-

lichkeit eingegangen.  

 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

Von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden im Wesent-

lichen Bedenken bzw. Anregungen zu den Themen Boden- und Wasserschutz, Bau-

grund, Verlust landwirtschaftlicher Flächen, geschützter Landschaftsbestandteil, 

Eingriffsregelung und Kompensation, Artenschutz, Schutz des vorhandenen Baum- 

und Gehölzbestandes, Immissionsschutz bzgl. des Straßenverkehrs, Entwässe-

rungsplanung insbesondere zu Starkregenereignissen, vorhandene Wasserversor-

gungsleitung und Vermutung von Bodendenkmälern vorgetragen.  

 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Seitens der Öffentlichkeit wurden Einwände hinsichtlich der geplanten Erschlie-

ßung des Plangebietes und der entstehenden verkehrlichen Situation, der Ver-

kehrsbelastung und des Baustellenverkehrs mit einhergehenden Straßenschäden 

vorgebracht. Hierbei wurden auch Einwände zum bestehenden Verkehrsgutachten, 

der Verkehrsgefährdung während der Bau- und Erschließungsphase, der Leis-

tungsfähigkeit der Beethovenstraße sowie der schalltechnischen Untersuchung 

bzw. Immissionsbeeinträchtigungen und der Lärmbelastung durch Bauverkehr 

vorgetragen. Weiterhin wurden Bedenken zur artenschutzrechtlichen Prüfung und 

zum Umweltbericht, dem angenommenen Stellplatzschlüssel, der Berücksichti-

gung von Elektromobilität und der fehlenden ganzheitlichen Planung zusammen 

mit Werl Süd III vorgebracht.  

 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 

2 BauGB 

Von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden im Wesent-

lichen Anregungen und Hinweise zum Naturschutz (u.a. geschützter Landschafts-

bestandteil, Artenschutz, Kompensation), zum Bodenschutz, zum Immissions-

schutz sowie zu den Eingriffen aufgrund der verkehrlichen Erschließung gegeben.  

 

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 4a Abs. 3 BauGB 

Im Rahmen der erneuten Auslegung des Bebauungsplans Nr. 123 Werl-Süd II wur-

den seitens der Öffentlichkeit die Anregungen und Bedenken aus der öffentlichen 

Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB aufrechterhalten und die Ausführungen in der 

Stellungnahme der Bürgerinitiative vom 20.09.2019 bezüglich der geplanten Ver-

kehrsführung, der Verkehrsuntersuchung, der Schalltechnischen Untersuchung 

und der dauerhaften Straßenanbindung an die Wickeder Straße sowie Verkehrsre-

gelungen bekräftigt und weiter ausgeführt. Ebenfalls wurden Einwände und Anre-

gungen zur Erschließung des Wohngebietes, zeitlicher Auflagen zur Umsetzung 
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sowie des geschützten Landschaftsbestandteils vorgetragen. Zusätzlich wurde 

nach dem Zeitplan zur Umsetzung gefragt.  

 

Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. 

§ 4a Abs. 3 BauGB 

Von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden im Wesent-

lichen weiterhin Anregungen und Hinweise zum Naturschutz (u.a. geschützter 

Landschaftsbestandteil, Artenschutz, Kompensation), zum Bodenschutz, zum Im-

missionsschutz sowie zu den Eingriffen aufgrund der verkehrlichen Erschließung 

gegeben.  

5. Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Als Orientierungshilfe zur Wohnflächenentwicklung hat die Verwaltung im Februar 

2017 ein Grundsatzpapier erstellt. Auf dieser Grundlage wurden verschiedene Flä-

chen betrachtet, die für eine Wohnflächenentwicklung geeignet wären. Unter Be-

rücksichtigung verschiedener Faktoren und übergeordneter Planungsziele wird die 

Entwicklung des Wohngebietes Werl Süd II favorisiert.  

 

Aus raumplanerischer und städtebaulicher Sicht ist die Entwicklung von Wohnbau-

grundstücken an dieser Stelle sinnvoll. Neben der Darstellung als Allgemeiner 

Siedlungsbereich (ASB) im Regionalplan sowie der Darstellung als Wohnbaufläche 

im Flächennutzungsplan kann z. B. die vorhandene technische Infrastruktur ge-

nutzt werden - es bestehen Anschlussmöglichkeiten an vorhandene Straßen, Ka-

näle und Versorgungsleitungen. Ebenfalls sprechen hinsichtlich der Grundstücks-

verfügbarkeit die Eigentumsverhältnisse im Plangebiet für die Planung von Wohn-

baugrundstücken an dieser Stelle, da hingegen andere potenzielle Flächen eigen-

tumsrechtlich nicht zur Verfügung stehen.  


